
1 Anlass (Bürgerschaftliches Ersuchen, Rech-
nungshofbericht) 

Die Hamburgische Bürgerschaft hat in ihrer Sit-
zung am 18. Mai 2011 das Ersuchen „Gerechte
und effektive Parkraumbewirtschaftung ermögli-
chen, schadstoffarme Autos bevorzugen“ (Druck-
sache 20/524) beschlossen. 

Punkt 1 des bürgerschaftlichen Ersuchens bein-
haltet die Prüfung eines Konzeptes zur Parkraum-
bewirtschaftung unter den Aspekten der Ge-
bührengerechtigkeit und Effektivität sowie konse-
quenten Parkraumüberwachung. In Punkt 2 wird
der Senat ersucht, eine „Frei-Parken-Plakette“
einzuführen, die es ermöglicht, dass Pkw mit
einem CO2-Ausstoss von unter 120g/km  bis zu 
2 Stunden kostenlos in der Hamburger Innenstadt
parken dürfen. Punkt 3 und 4 beziehen sich auf
eine Evaluation der vorgenannten Punkte.

Des Weiteren wurde das Thema Parkraumbewirt-
schaftung in Hamburg in der Prüfung des Rech-
nungshofes im Jahr 2006 in den Mittelpunkt ge-
stellt und diskutiert. Der Rechnungshof hatte fest-
gestellt, dass die jährlichen Einnahmen aus der
Parkraumbewirtschaftung bei nur sieben Mio.
Euro liegen und gleichzeitig die These aufgestellt,
dass diese bei einer theoretisch 100 %igen Zah-
lung der Gebühren bei rd. 42,5 Mio. Euro liegen
könnten. Damit wird deutlich, dass einerseits die
verkehrspolitische Steuerungswirkung nicht er-
reicht wird und andererseits die Gebühreneinnah-
men deutlich unterhalb der möglichen Einnah-

men liegen. Dies liegt im Wesentlichen daran,
dass eine Parkraumüberwachung nur in einem
geringen Umfang durchgeführt wird. Die Bürger-
schaft hat daher den Antrag „Intensivierung der
Überwachung des bewirtschafteten Parkraumes
zur Herstellung der Gebührengerechtigkeit und
der verkehrspolitischen Steuerungswirkungen“
(Drucksache 20/6252) beschlossen. Hierdurch
soll der Überwachungsdruck auf bewirtschafteten
Parkständen erhöht werden. 

2 Ziel 

Der öffentliche Parkraum in einer dicht besiedel-
ten Stadt wie Hamburg ist ein knappes Gut. Die
Bewirtschaftung des öffentlichen Parkraums stellt
daher eine wichtige verkehrspolitische Aufgabe
und Steuerungsmöglichkeit – mit den Zielen Er-
höhung des Verkehrsflusses und der Leistungs-
fähigkeit des Verkehrsnetzes, Reduzierung der
Parksuchverkehre, Erhöhung der Parkgerechtig-
keit, hohe Fluktuation auf Parkplätzen im öffent-
lichen Raum, Stärkung der Wettbewerbssituation
umweltfreundlicher Verkehrsmittel – dar. Auch der
Einzelhandel in den zentralen Standorten der
Stadt profitiert von einer funktionierenden Park-
raumbewirtschaftung, weil sie Dauerparker (i.d.R.
Berufstätige) zum Umstieg auf umweltfreundliche
Verkehrsmittel animiert und so Freiraum für Kun-
den, die für bestimmte Einkäufe auf Kfz angewie-
sen sind, schaffen.

Das Parken im Straßenraum bietet auf den heute
bewirtschafteten Flächen neben Parkhäusern

BÜRGERSCHAFT
DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG Drucksache20/7125

05.03.1320. Wahlperiode

Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft

Parkraumbewirtschaftung 

1



2

und auf privaten Flächen insbesondere ein Ange-
bot für kurzzeitiges Parken. Parksuchverkehr,
Lärm- und Luftschadstoffbelastungen und Män-
gel in der Erreichbarkeit zentraler Standorte resul-
tieren oft aus der massiven Parkraumnachfrage in
hochverdichteten Gebieten. Dieser Problemdruck
hat in den vergangenen Jahrzehnten zur Bewirt-
schaftung des öffentlichen Parkraums geführt.
Darüber hinaus wurde und wird die flächen-
deckende Parkraumbewirtschaftung und -pla-
nung als Instrument zur positiven Beeinflussung
der Umweltverträglichkeit des Gesamtsystems
Verkehr angesehen. Durch eine Verminderung
des Parksuchverkehrs lassen sich die aus dem
Verkehr resultierenden Umweltbelastungen ver-
ringern, was insbesondere im Zusammenhang
mit den Klimaschutzbestrebungen der Stadt
Hamburg und in Hinblick auf Potentiale zur Ver-
minderung von Lärm und Luftschadstoffen eine
hohe Relevanz aufweist. Durch Verminderung der
Umweltbelastungen ergeben sich zudem auch
positive Effekte für eine erhöhte Lebensqualität.

Maßgebend für die Verbesserung der Umsetzung
der verkehrspolitischen Ziele sowie die Verbesse-
rung der Zahlungs- und Parkmoral sind zwei Bau-
steine:

– Optimierung und Vereinheitlichung der Park-
raumbewirtschaftung in Hamburg. In diesem
Sinne werden in der Drucksache  Maßnahmen
zur Optimierung der bestehenden bewirtschaf-
teten Gebiete dargelegt. 

– Die Intensivierung der Parkraumüberwachung,
woraus sich eine erhöhte Gebührengerechtig-
keit und eine Steigerung der bisher nur unzu-
reichend ausgeschöpften Gebühreneinnah-
men von gebührenpflichtigen Parkständen er-
geben. 

3 Optimierung der Parkraumbewirtschaftung
unter den Gesichtspunkten Gebührengerech-
tigkeit und Effektivität

3.1 Ist-Zustand der Parkraumbewirtschaftung 

Unter dem Begriff Parkraumbewirtschaftung wer-
den alle Maßnahmen subsummiert, die der Nut-
zungssteuerung von Parkmöglichkeiten im öffent-
lichen Straßenraum dienen. Hierzu zählen die Ge-
bührenpflicht, die Parkscheibenregelung, das Be-
wohnerparken und weitere Ausnahmeregelun-
gen. Für die bewirtschafteten Parkstände sind
eine Bewirtschaftungszeit und eine Höchstpark-
dauer festzusetzen. 

Hamburg verfügt bereits über eine fast flächen-
deckende Parkraumbewirtschaftung innerhalb
des Ring 1 und über weitere unzusammenhän-

gende bewirtschaftete Gebiete und Straßenab-
schnitte im gesamten Stadtgebiet. Insgesamt
sind ca. 11.000 öffentliche Parkplätze monetär be-
wirtschaftet, d. h. gebührenpflichtig. Davon wer-
den ca. 10.700 Parkplätze mit über 600 Park-
scheinautomaten bewirtschaftet, der Rest mit
Parkuhren. 

Weitere ca. 6.000 öffentliche Parkplätze in Ham-
burg werden derzeit mit einer Parkscheibenrege-
lung bewirtschaftet.

Auf der Karte in Anlage 1 ist die derzeitige Ge-
bührenzonenübersicht dargestellt.

Daneben gibt es eine Vielzahl von öffentlich zu-
gänglichen Parkhäusern und Tiefgaragen, die
über weitere Stellplätze verfügen. Die Preise in
den öffentlich nutzbaren Parkhäusern variieren
stark und liegen zwischen 0,50 Euro und 2,00
Euro je 30 Minuten. In der Innenstadt bzw. Gebie-
ten mit hohem Geschäftsbesatz besteht der Nut-
zungsunterschied zwischen dem Parken im öf-
fentlichen Straßenraum und dem Parken in Park-
häusern und Tiefgaragen darin, dass der öffentli-
che Parkraum vorrangig den Kurzparkern zur Ver-
fügung steht und für längeres Parken im Regelfall
auf die Parkhäuser und Tiefgaragen zurückgegrif-
fen wird.

Die insgesamt rund 11.000 gebührenpflichtigen
öffentlichen Parkplätze sind bislang in drei unter-
schiedliche Gebührenzonen (Zone I – 1,00 Euro,
Zone II – 0,50 Euro und Zone III – 0,25 Euro je an-
gefangene halbe Stunde) eingeteilt. Die Festset-
zung der Gebühren erfolgt durch die Parkge-
bührenordnung der Stadt Hamburg vom 16. Fe-
bruar 1993 (zuletzt geändert 4. Dezember 2007,
HmbGVBl. S. 422, 434). Die Gebührenhöhe für
das Parken im öffentlichen Straßenraum liegt
damit insbesondere im Stadtzentrum in der Regel
unterhalb der Gebührenhöhe der Parkhäuser.

Die fällige Parkgebühr wird an Parkscheinautoma-
ten, Parkuhren oder per Mobiltelefon entrichtet.
Durch das sogenannte Handyparken ist die Mög-
lichkeit zur nahezu sekundengenauen Abrech-
nung sowie zur bargeldlosen Zahlung der Parkge-
bühr eröffnet. Eine wesentliche Besonderheit des
Handyparkens in Hamburg ist das relativ vielfäl-
tige Angebot an Systembetreibern, aus deren
Leistungspaketen der Parkraumnutzer ein für sich
passendes auswählen kann. Die derzeitigen Ver-
träge mit den Betreibern des Handyparkens lau-
fen Mitte 2013 aus. Die Neuausschreibung wird
derzeit vorbereitet.

Durch die Höhe der Parkgebühren soll das Ver-
kehrsverhalten beeinflusst werden. Angestrebt
wird mit zunehmender Gebührenhöhe ein stärke-
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Innerhalb der einzelnen Gebührenzonen in Ham-
burg gilt eine Vielzahl von unterschiedlichen Be-
wirtschaftungszeiten. Diese Zeiten orientieren
sich zu einem großen Teil noch an Ladenöff-
nungszeiten, die nicht mehr aktuell sind. Auch die
Höchstparkdauer variiert von 30 bis 240 Minuten.

Die Gewährleistung von Stellplätzen für beson-
dere Nutzergruppen wie Anwohner, Handwerker
und Zulieferer erfolgt durch eine Reihe von Aus-
nahmeregelungen. 

Anwohner erhalten in den ausgewiesenen Be-
wohnerparkgebieten (Fuhlsbüttel (Flughafen),
Großneumarkt, Schaarmarkt, Cremon und St.
Pauli) die Möglichkeit zum kostenlosen Parken mit
Ausweis. Der Ausweis kostet 30,– Euro pro Jahr.
Bewohner von Bewohnerparkgebieten können zu-
sätzliche Parkkarten für Besucher in den örtlichen
Polizeidienststellen oder bezirklichen Kundenzen-
tren einholen. Diese Besucherausweise sind ta-
geweise gültig und gelten für Kfz mit nicht HH-
Kennzeichen maximal 2 Wochen, in Ausnahme-
fällen auch länger. Die Ausstellung einer Besu-
cherparkkarte ist kostenlos.

Handwerker können Ausnahmegenehmigungen
zum kostenlosen Parken für das gesamte Stadt-
gebiet erwerben oder räumlich begrenzte Aus-
nahmen für Baustellen o.ä. erlangen. Hier liegen
die Kosten bei 21,20 bzw. 45,50 Euro für eine
Dauer von maximal einer Woche bzw. einem
Monat. Für den Lieferverkehr stehen Ladezonen
zur Verfügung. Neben den mit Zeichen 286 StVO
(eingeschränktes Haltverbot) ausgewiesenen La-
dezonen darf der Lieferverkehr zu bestimmten

Zeiten Fußgängerzonen und die Kommunaltrasse
Mönckebergstraße befahren. Zudem dürfen Lade-
vorgänge nach den Bestimmungen der Straßen-
verkehrs-Ordnung jederzeit auch auf Stellplätzen
an Parkuhren oder Parkscheinautomaten abge-
wickelt werden, ohne Gebühren zu entrichten.
Insofern stehen im innerstädtischen Bereich
grundsätzlich genügend Stellplätze zum Be- und
Entladen flächendeckend zur Verfügung. 

In Hamburg wurde im April 2005 versuchsweise
das kostenlose Kurzzeitparken („Brötchentaste“)
im Zentrum Bergedorf, der Fuhlsbüttler Straße, im
Kontorhausviertel, am Langenhorner Markt und in
der Osterstraße eingeführt.  Eine Attraktivitätsstei-
gerung für den Einzelhandel durch die Ein-
führung der Brötchentaste konnte ebenso wenig
nachgewiesen werden wie eine Erhöhung der
Zahlungsmoral der Autofahrer beim Entrichten
der Parkgebühren. 

3.2 Geplanter Zustand der Parkraumbewirtschaftung

In Hamburg gibt es in der Parkraumbewirtschaf-
tung bezüglich der Gebührenhöhe, Höchstpark-
dauer und Bewirtschaftungszeit eine Vielfalt von
Regelungen. Der Aufwand zur Informationsbe-
schaffung und zur Aneignung eines ausreichen-
den Verständnisses über die Regeln der Par-
kraumbewirtschaftung in Hamburg ist dadurch
sehr hoch. Im Jahre 2009 wurde im Auftrag des
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rer Einfluss auf eine Verkürzung der Parkdauer,
ein Ausweichen in Parkbauten oder ein Umstieg
auf alternative Verkehrsmittel. Die Staffelung der
Gebührenhöhe soll dem jeweiligen Parkdruck an-
gepasst sein und von den Außengebieten hin zur
Innenstadt zunehmen.

In der Begründung des Straßenverkehrsgesetzes
wird der Zweck der Parkgebühren ebenfalls be-
schrieben: „Es ist in Anbetracht der Verkehrssi-
tuation in den Innenstädten nicht länger zu vertre-
ten, dem Individualverkehr unentgeltlich öffent-
liche Verkehrsflächen zu Parkzwecken zur Verfü-
gung zu stellen und damit einen zusätzlichen An-
reiz zu schaffen, mit dem eigenen Fahrzeug die
Stadtzentren aufzusuchen. […..] Höhere Parkge-
bühren können zugleich zu einem schnelleren
Wechsel innerhalb der vorgeschriebenen Höchst-

zeit und damit zu einer intensiveren Nutzung des
knappen Parkraums beitragen.“1)

Der oben beschriebenen Logik folgt im Grundsatz
auch die Gebührenstaffelung in Hamburg. Zone I
liegt im innerstädtischen Bereich und wird durch
einzelne Abschnitte mit Zone II, welche sich über
das Stadtgebiet und die bezirklichen Zentren ver-
teilt, durchbrochen. In Zone III befinden sich we-
nige Subzentren, in denen entlang einzelner
Straßenzüge Parkgebühren erhoben werden, und
vereinzelte Bereiche in der Innenstadt, in denen
Parkgebühren erhoben werden.

Im Vergleich mit anderen Großstädten sind die
Parkgebühren in Hamburg eher niedrig (siehe
unten stehende Tabelle). In der Tabelle sind je-
weils die Parkgebühren pro Stunde für Zone I dar-
gestellt. 
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Amtes für Verkehr und Straßenwesen die Unter-
suchung „Parken in Hamburg“ vom Ingenieurbüro
Argus durchgeführt. Das darin enthaltene Kon-
zept „Einfaches Parken“ ist eine Empfehlung zur
Optimierung und sieht neben der Reduzierung
der Wahl der Bewirtschaftungsinstrumente eine
Vereinheitlichung der Regelungen vor, um die Be-
greifbarkeit des Gesamtsystems zu erhöhen.

Folgende (Neu-)Regelungen sind vorgesehen.
Abweichungen in begründeten Einzelfällen blei-
ben möglich: 

a) Vereinheitlichung der Bewirtschaftungszeiten:
Die Bewirtschaftungszeit wird in Gebieten, in
denen Parkverkehr hauptsächlich durch Be-
schäftigte, Kunden und Besucher auftritt, auf
Montag bis Sonnabend von 9 bis 20 Uhr fest-
gelegt. Gebiete, in denen  Parkverkehr auch
abends auftritt (z.B. Gastronomie) erhalten
eine Bewirtschaftungszeit von Montag bis
Sonnabend 9 bis 24 Uhr. Die heute vorhan-
dene zusätzliche Bewirtschaftung vereinzelter
Gebiete (u.a. Bahnhofsumfeld, Umfeld Lan-
dungsbrücken) am Sonntag bleibt erhalten.
Die Bewirtschaftungszeiten variieren stark, da
sie ursprünglich im Zusammenhang mit den
umliegenden Nutzungen festgelegt wurden.
Um die Begreifbarkeit für den Nutzer auch 
hier zu erhöhen, ist eine Vereinheitlichung
sinnvoll.

b) Schaffung neuer gebührenpflichtiger Stell-
plätze: In Gebührenzone I gibt es derzeit
neben den gebührenpflichtig bewirtschafteten
Stellplätzen noch mit der Parkscheibe bewirt-
schaftete oder nicht bewirtschaftete Stell-
plätze. Betroffen hiervon sind insbesondere die
Bewohnerparkgebiete Schaarmarkt, Großneu-
markt und Cremon. Diese Stellplätze sollen
zukünftig – wie alle zentralen Bereiche in der
Stadt – gebührenpflichtig bewirtschaftet wer-
den. Bisher gab es zwei unterschiedliche Be-
wirtschaftungsformen. In einigen Bereichen
war das Parken ausschließlich für Bewohner
möglich (Trennprinzip). In anderen Bereichen
wurden die Stellplätze im Mischprinzip bewirt-
schaftet, so dass die Stellplätze allen Nutzer-
gruppen zur Verfügung standen. Die maximale
Höchstparkdauer war begrenzt, lediglich Be-
wohner waren von der Benutzung der Park-
scheibe und somit auch von der begrenzten
Parkdauer befreit. Künftig sollen alle Bewoh-
nerparkgebiete im Innenstadtbereich gebüh-
renpflichtig im Mischprinzip bewirtschaftet wer-
den. Bewohner mit Bewohnerparkausweis sind
von der Gebührenpflicht befreit. Bei der Um-
wandlung der im Trennungsprinzip bewirt-

schafteten Stellplätze ins Mischprinzip handelt
es sich um wenige Stellplätze im Bewohner-
parkgebiet Cremon und um Bereiche im Be-
wohnerparkgebiet Neustadt. Im Zuge der Um-
wandlung werden den Bewohnern die Stell-
plätze zwar nicht mehr ausschließlich zur Ver-
fügung stehen, dafür wird sich die Anzahl je-
doch erhöhen. Zudem ist davon auszugehen,
dass sich im Zuge der verbesserten Park-
raumüberwachung der Stellplatzumschlag und
damit auch die Möglichkeit für Anwohner einen
Stellplatz zu finden verbessert. Das Bewohner-
parkgebiet St. Pauli wird erweitert und künftig
ebenfalls im Mischprinzip bewirtschaftet. In
der Hafencity werden zukünftig 50 weitere
Stellplätze gebührenpflichtig (Zone I) bewirt-
schaftet.

c) Einheitliche Höchstparkdauer: Die gewünschte
Erhöhung des Umschlags parkender Fahr-
zeuge wird durch die Gebührenhöhe und die
Höchstparkdauer erreicht. Derzeit sind in
Hamburg unterschiedliche Höchstparkdauern
von 30 Minuten bis 3 Stunden vorhanden. Em-
pirische Studien in verschiedenen Städten be-
legen, dass über 90 % der Parkvorgänge kür-
zer als 2 Stunden sind. Daher ist die Frage
nach dem Umfang der Höchstparkdauer ober-
halb von 2 Stunden nicht relevant. Zukünftig
wird die Höchstparkdauer von 1 Stunde in
Zone I und 2 Stunden in Zone II und Zone III
festgesetzt. In Ausnahmefällen (Bahnhofsum-
feld) kann die Höchstparkdauer auf 30 Minuten
festgesetzt werden. 

Um eine Gleichberechtigung für alle Nutzer zu
schaffen wird in der Parkgebührenordnung § 1
Absatz 1 geändert und die Parkzeit je Cent und
Zone angegeben. Dies hat den Vorteil dass auch
die Nutzer von Parkscheinautomaten nicht auf die
Bezahlung von vollen halben Stunden angewie-
sen sind. Handyparker und Parkuhrennutzer sind
bereits zum jetzigen Zeitpunkt nicht auf die Be-
zahlung von vollen halben Stunden angewiesen.
Bei Parkscheinautomaten wird die Gebühr derzeit
je angefangener halber Stunde erhoben. 

In der Nutzung ist es einfacher, für alle zugelas-
senen Münzen Parkzeit zu erhalten (z.B. in Zone 1
für 50 Cent 15 Minuten, in Zone 2 für 10 Cent 6 Mi-
nuten). Der Bürger kann so in mehreren Münz-
kombinationen seinen Parkschein ziehen. 

Da alle Parkscheinautomaten für das Parkraum-
bewirtschaftungskonzept neu programmiert wer-
den müssen, ist diese Änderung ohne Mehrkos-
ten möglich.
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3.3 Finanzierung/Kosten

Für die Umsetzung der oben aufgeführten Opti-
mierung müssen alle in Hamburg vorhandenen
Parkscheinautomaten und Parkuhren einmalig
umgestellt, umprogrammiert und neu beschriftet
werden. Dabei soll durch die Einführung aller
Konzeptbestandteile (Anpassungen der Ge-
bührenzonen, einheitliche Bewirtschaftungszei-
ten und Höchstparkdauer) der Kostenaufwand be-
grenzt und die Merkfähigkeit für die Nutzer spür-
bar erhöht werden.

Es sind ca. 750 Parkscheinautomaten und Park-
uhren von der Umstellung betroffen. Die Anpas-
sung dieser Automaten kostet ca. 163.000 Euro.
Ein entsprechender Kontrakt wird mit dem Lan-
desbetrieb für Straßen, Brücken und Gewässer
geschlossen. Für die Aufstellung von ca. 60
neuen Parkscheinautomaten in den Bewohner-
parkgebieten Schaarmarkt, Großneumarkt und
Cremon entstehen Kosten in Höhe von ca.
240.000 Euro.

Durch die o.g. Punkte ist von höheren Einnahmen
in der Parkraumbewirtschaftung auszugehen.
Diese können nur zum Teil beziffert werden. Die
zusätzlichen Stellplätze in der Hafencity werden
voraussichtlich zu zusätzlichen Einnahmen in der
Höhe von ca. 50.000 Euro/Jahr führen. Es ist nicht
zu erwarten, dass es erwähnenswert erhöhte Ein-
nahmen durch die vermehrte Erteilung von Be-
wohner- und Handwerkerparkausweisen geben
wird. Auch werden hier keine signifikanten Mehr-
kosten für die vermehrte Erstellung von Bewoh-
ner-, Handwerker- und Besucherausweisen er-
wartet.

3.4 Parkraumüberwachung

Um die Parkraumbewirtschaftung zielführend um-
setzen zu können, ist eine ausreichende Park-
raumüberwachung zwingend erforderlich. Beide
Komponenten gehören zusammen. Sollte nun die
Parkraumbewirtschaftung verändert werden ohne
eine ausreichende Überwachung zu gewährleis-
ten, ist davon auszugehen, dass die Parkraumbe-
wirtschaftung hinter ihren Möglichkeiten zurück
bleibt, die Befolgungsquote (d.h. der Anteil derje-
nigen, die einen Parkschein lösen) weiterhin nied-
rig bleibt und damit die verkehrspolitischen Ziele
nicht erreicht werden können. Eine Parkraum-
überwachung über das derzeitige Maß ist daher
zwingend geboten.

Mit der Drucksache 20/6252 „Intensivierung der
Überwachung des bewirtschafteten Parkraumes
zur Herstellung der Gebührengerechtigkeit und
der verkehrspolitischen Steuerungswirkungen“

hat die Bürgerschaft beschlossen, dass der Über-
wachungsdruck auf bewirtschafteten Parkstän-
den ab dem Jahr 2013 schrittweise deutlich er-
höht werden soll. Zur Umsetzung dieser Vorgabe
wurde das Projekt „Parkraumüberwachung“ beim
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
eingerichtet. Ziel des Projektes ist es einerseits
die Überwachung der bewirtschafteten Park-
stände zu intensivieren sowie anderseits auf der
Basis der gefundenen Wirkmechanismen eine ef-
fiziente Dauerorganisation für die Parkraumbe-
wirtschaftung vorzubereiten. Das Projekt wird
dem Senat auf der Basis der praktischen Erfah-
rungen eine endgültige Organisation vorschla-
gen, in der das bis dahin tätige Projektpersonal
eingesetzt werden kann.

4 Frei-Parken-Plakette 

Die Möglichkeiten der Einführung einer „Frei-Par-
ken-Plakette“ für schadstoffarme Fahrzeuge (z.B.
Elektrofahrzeuge) wurden auf Basis der derzeiti-
gen Rechtslage geprüft. In Betracht kommen die
folgenden Regelungsbereiche:

– Anordnung einer Ausnahme von der Benut-
zung der im öffentlichen Parkraum vorhande-
nen Parkraumüberwachungseinrichtungen,

– Änderung der Parkgebührenordnung (Park-
GebO),

– umweltrechtliche Lösung.

Alle drei Varianten stellen derzeit keine ausrei-
chende rechtliche Grundlage zur Einführung
einer „Frei-Parken-Plakette“ dar, d. h. die Ein-
führung einer „Frei-Parken-Plakette“ ist nach der-
zeitiger Einschätzung der Rechtslage nicht mit
der erforderlichen Rechtssicherheit möglich. 

Grundlage für eine rechtssichere Einführung der
„Frei-Parken-Plakette“ wäre eine Anpassung des
§ 6 a StVG auf „Umweltanreize“ in den Parkge-
bührenordnungen. § 6 a StVG sieht hier folgende
Regelung vor:

„Für das Parken auf öffentlichen Wegen und Plät-
zen können in Ortsdurchfahrten die Gemeinden,
im Übrigen die Träger der Straßenbaulast, Ge-
bühren erheben. Für die Festsetzung der Ge-
bühren werden die Landesregierungen ermäch-
tigt, Gebührenordnungen zu erlassen. In diesen
kann auch ein Höchstsatz festgelegt werden. Die
Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung wei-
ter übertragen werden.“

Eine Anpassung wird vor dem Hintergrund der
Privilegierung von Elektrofahrzeugen und Car
Sharing-Fahrzeugen bereits seit einiger Zeit in
den entsprechenden Gremien auf Bund-Länder-
Ebene diskutiert. Zuletzt hat der Bund-Länder-
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Fachausschuss StVO/Owi auf Vorschlag des
Hamburger Sitzungsvertreters bei seiner Sitzung
am 18./19. Januar 2012 folgenden Beschluss ein-
stimmig gefasst: „Es ist zeitnah zu prüfen, ob und
wie vor dem Hintergrund des Ziels der Förderung
der Elektromobilität und des Car-Sharings § 6 a
StVG an die Entwicklung anzupassen ist“. Hierbei
wird maßgeblich die Frage zu bewerten sein, ob
eine Privilegierung von bestimmten Fahrzeugen
mit den grundlegenden Zielen der Parkraumbe-
wirtschaftung (vgl. Kapitel 2) vereinbar ist. 

Die Verkehrsministerkonferenz vom 17./18. Sep-
tember 2012 hat sich ebenfalls mit dem Wunsch
nach der Privilegierung schadstoffarmer Fahr-
zeuge beschäftigt und mit der Stimme Hamburgs
folgenden Beschluss gefasst:

„Die Bundesregierung wird insbesondere vor dem
Hintergrund des begrenzten Zeitraums der Förde-
rung des „Schaufensters Elektromobilität“ nun-
mehr dringlich gebeten, eine rechtssichere Er-
mächtigungsgrundlage für das kostenlose oder
kostenreduzierte Parken von eKfz im StVG zu
schaffen.“

Der Senat bereitet einen diesbezüglichen Bun-
desratsantrag mit konkreten Gesetzesformulie-
rungen vor.

5 Petitum

Die Bürgerschaft wird gebeten, diese Mitteilung
zur Kenntnis zu nehmen.

6
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Anlage 1: Karte Parkraumbewirtschaftung (Stand 2007)

Hamburg - Gesamt

Gebührenzonenübersich t

Zo ne 1

Zo ne 2

Zo ne 3

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Amt für Verkehr und St rassenwesen

Projektentwicklung, Auf tragsverwal tung
Bundesfernstraßen - V 5222 -

Stand

Stellplätze mit Parkuhr

Stellplätze mit Parkschein und Nummer

und Nummer

: Januar 2009
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